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Unterricht mit der Datenwolke
VON STEFAN FISCHER

Mit Hilfe einer sogenannten Schul-
Cloud könnte der digitale Wandel
auch im Unterricht vorankommen.
Das Projekt der Bundesregierung,
das offiziell heute startet, wird der-
zeit an zwei pfälzischen Schulen ge-
testet. Doch aus den Bundesländern
gibt es Widerstand. Und vielerorts
fehlen die technischen Vorausset-
zungen.

Im Geschichtsunterricht wird die Ku-
bakrise von 1962 behandelt, die bei-
nahe einen Atomkrieg ausgelöst hät-
te. Um die Dramatik der Ereignisse zu
verdeutlichen, lässt der Lehrer die
Schüler auf ihren Tablet-Computern
eine Filmsequenz mit einer Rede von
US-Präsident John F. Kennedy aufru-
fen. Auf diese Weise könnte der Un-
terricht ergänzt und belebt werden.
Das kann sich zumindest Roland Frö-
lich, der Direktor des Kaiserlauterer
Hohenstaufen-Gymnasiums, gut vor-
stellen. Abgerufen würde das Unter-
richtsmaterial über eine Schul-Cloud,
die derzeit vom Potsdamer Hasso-
Plattner-Institut (HPI) entwickelt und
vom Bundesbildungsministerium ge-
fördert wird. Das Hohenstaufen-
Gymnasium testet seit März diese
„Datenwolke“ als eine von 26 Schulen
bundesweit.

Die Idee der Cloud ist, Lerninhalte
nicht mehr auf individuellen Rech-
nern in den Schulen zu speichern,
sondern extern in Rechenzentren, so
dass alle Cloudnutzer darauf zugrei-
fen können – und dafür nur noch ein

Zwei Pfälzer Schulen testen neu entwickelte digitale Infrastruktur – Lehrer könnten von technischen Aufgaben entlastet werden
internetfähiges Anzeigegerät wie
Laptop, Tablet oder Smartphone be-
nötigen. Für die Schulen wäre das ei-
ne enorme Entlastung, wie Frölich
verdeutlicht: „Wir haben 180 Endge-
räte, die von einem Informatikkolle-
gen gewartet und mit Sicherheitsup-
dates versorgt werden.“ Von diesen
Arbeiten würden die Schulen künftig
befreit, sie würden zentral von Cloud-
Experten übernommen.

Der Schulleiter verspricht sich von
der Cloud auch den Zugriff auf eine
Vielzahl von Bildungsinhalten, die –
und das ist der entscheidende Punkt –
qualitätsgeprüft sind. „Im Netz
schwirrt schon jetzt alles Mögliche
rum“, sagt Frölich. Was davon aber
wirklich sinnvoll ist, müssten die Leh-
rer vorher immer genau prüfen.

Über die Cloud lässt sich auch
schulübergreifend an Projekten ar-
beiten. Frölich ist überzeugt, dass dies
funktionieren werde. „Ich bin ge-
spannt, was das für eine Dynamik
auslöst“, sagt er.

Trotz dieser Vorteile stößt das Pro-
jekt bei einigen Bundesländern zu-
mindest auf Skepsis. Sie fürchten um
ihre Bildungshoheit. HPI-Direktor
Christoph Meinel berichtet von „Rie-
senvorbehalten“ aufseiten der Län-
der. Er führt das darauf zurück, dass
der Begriff Cloud zum Teil nicht rich-
tig verstanden worden sei. Die Schul-
Cloud wolle nur die Infrastruktur lie-
fern, die Lerninhalte könnten die Län-
der in eigener Regie aufspielen. Mei-
nel sagt, in der derzeitigen Pilotphase
des Projekts versuche das HPI, diese
Missverständnisse auszuräumen.

Denn der Professor für Internet-Tech-
nologien hielte es für verschwendete
Ressourcen, wenn jedes Bundesland
seine eigene Lösung entwickeln wür-
de: „Es wäre ein Schildbürgerstreich,
wenn wir am Ende 16 Schul-Clouds
hätten.“

Die rheinland-pfälzische Bildungs-
ministerin Stefanie Hubig (SPD) be-
zeichnet die Schul-Cloud als „interes-
santes Projekt“. Sie erhofft sich davon
Erkenntnisse für die Entwicklung ei-
ner landeseigenen Online-Plattform
für Lehrer und Schüler, die derzeit
läuft. Doppelstrukturen sollen laut

dem Mainzer Ministerium aber nicht
entstehen.

Selbst wenn die Schul-Cloud im
Test erfolgreich ist, wird sie noch lan-
ge nicht flächendeckend eingeführt.
Denn es mangelt vielerorts an den
technischen Voraussetzungen. Die
weithin fehlende Breitbandanbin-
dung ist für Meinel das größte Hin-
dernis. Außerdem müssten die Schu-
len W-Lan bekommen, damit die mo-
bilen Endgeräte auf die Daten der
Cloud zugreifen können.

Am Hohenstaufen-Gymnasium
sind noch keine Schüler mit der Cloud

in Berührung gekommen. In der der-
zeitigen Pilotphase ist ein Projekt-
team aus dem Schulleiter und den
Lehrern Carsten Mayer und Sandra
Kirch damit befasst. Mayer berichtet,
dass das HPI regelmäßig neue An-
wendungen auf die Cloud spielt und
dann die Projektschulen um Rück-
meldungen dazu bittet. Dem HPI sei
es sehr wichtig, die Meinung der Leu-
te aus der Praxis zu berücksichtigen,
sagt Mathematiklehrer Mayer, der
großes Potenzial in der Cloud sieht.

Zu den Projektschulen zählt auch
das Leininger-Gymnasium in Grün-

stadt. Dort wird Bundesbildungsmi-
nisterin Johanna Wanka (CDU) heute
im Rahmen des Digitalgipfels der
Bundesregierung den offiziellen
Startschuss für die Schul-Cloud ge-
ben. Tatsächlich werden die Schüler
sie aber erst nach den Sommerferien
nutzen. In Kaiserslautern wird es ein
oder zwei Pilotklassen geben. Die
Schüler werden dann auch von zu-
hause mit ihren privaten Geräten da-
rauf zugreifen können, so dass Haus-
aufgaben damit gestellt und bearbei-
tet werden können.

Beim HPI sieht man aber noch ganz
andere Möglichkeiten für die Cloud.
So soll es einmal individuelle Lern-
profile für die Schüler geben, die bei-
spielsweise den Lernfortschritt doku-
mentieren. Da sich dann die Frage der
Datensicherheit verschärft stellt,
würden die Datenschutzbehörden
einbezogen, versichert HPI-Direktor
Meinel. Es sei auch möglich, die Iden-
titäten der Schüler in der Schul-Cloud
zu anonymisieren, so dass den Lern-
profilen keine Namen zugeordnet
sind.

Der Kaiserlauterer Schulleiter Frö-
lich betont, dass die Digitalisierung
des Unterrichts kein Selbstzweck sei,
sondern einen Mehrwert bieten müs-
se. Zwar seien interaktive Arbeits-
blätter beispielsweise in der Geome-
trie nützlich. Aber allein zur Schulung
der Feinmotorik kämen weiterhin
auch echte Zirkel zum Einsatz. Domi-
nieren werde die Cloud den Unter-
richt nicht, sagt auch sein Kollege Ma-
yer: „Wir werden sie nur nutzen,
wenn es sinnvoll und nachhaltig ist.“

Lokführer, Kursbücher und die Politik

VON HARTMUT RODENWOLDT

Sie ist angriffslustig. Sie formuliert
griffig. Sie ist analytisch scharf. Sie
kann Stimmungen gut einschätzen,
die sie dann prompt bedient. Und sie
kann diese Stimmungen wie einen
Sturzbach zustimmender Emotionen
auf ihre Person lenken.

Sahra Wagenknecht hat gestern
den Parteitag der Linken in Hannover
gerockt. Die Spitzenkandidatin der
Sozialisten hat die Gabe, Delegierte
besoffen zu reden. Da erscheint dann
eine aus den Fugen geratene Welt
wieder in klaren Mustern, rote Fah-
nen allenthalben.

Bei den Linken gibt es viele Strö-
mungen und Grüppchen. Antikapita-
listische Linke, Kommunistische
Plattform, Sozialistische Linke, Re-
formlinke, Forum Demokratischer
Sozialismus und andere mehr. Man-
che sind einander in herzallerliebster
Abneigung zugewandt. Aber gemes-
sen am gestrigen Zuspruch hat Wa-
genknecht den Nerv vieler getroffen.
Mit Sätzen wie diesen: „40 Prozent
der Bevölkerung hat weniger Ein-
kommen als Ende der neunziger Jah-
re. Das ist ein Armutszeugnis für die
Politik.“ – „Nicht die Besteuerung von
Riesenvermögen ist eine Enteignung,
sondern die Existenz von Riesenver-
mögen beruht auf Enteignung.“ - „Ei-
nen Jeremy Corbyn würde die deut-
sche Linke sofort zum Kanzler wäh-
len. Es steht leider nicht in unserer
Macht, aus einem Martin Schulz ei-
nen Jeremy Corbyn zu machen.“

Corbyn ist Chef der britischen La-
bour-Partei, die bei der Unterhaus-
wahl am vergangenen Donnerstag in
zunächst schier aussichtsloser Lage
doch noch die absolute Mehrheit der
britischen Konservativen gebrochen
hat. Corbyn gilt den deutschen Linken
als Vorbild im Wahlkampf.

Mit Vehemenz schlägt die Linke verbal auf die Sozialdemokraten und deren Spitzenkandidaten Martin Schulz ein.
Das schließt die Reihen. Und dann kommt zur Krönung auch noch Sahra Wagenknecht. Die rockt den
Hannoveraner Parteitag der Linken – und legt die Latte für eine mögliche Zusammenarbeit beider Parteien noch ein Stück höher.

In gewissen politischen Momenten
ist kaum ein einigendes Band stärker
als ein gemeinsamer Gegner. Den
sieht die Linke in der Politik des Neo-
liberalismus und in dessen Vertre-
tern. Die da wären (unter anderem):
Neben Angela Merkels CDU und der
FDP eindeutig auch die SPD mit Mar-
tin Schulz an der Spitze. Und klar, da-
zu zählen auch die Grünen. Wagen-
knecht veralbert Sozialdemokraten
und Grüne geradezu, wenn sie sagt:
„Also, liebe Freunde von SPD und
auch von den Grünen, also, wenn ihr
wieder zu einer verantwortungsvol-
len, verlässlichen Außenpolitik zu-
rückfindet, also, dann könnt ihr euch
gern bei uns wieder melden, dann
sind wir auch gern bereit, …“ – der
Rest der Worte trägt der Jubelsturm
fort.

Auch der andere Spitzenkandidat
für die Bundestagswahl, Dietmar

Bartsch, hat die SPD gezaust: „Es
reicht nicht, den Lokführer auszu-
wechseln. Der Zug muss in eine ande-
re Richtung fahren.“ Die Linken ver-
langen einen grundsätzlichen Politik-
wechsel. Andere Inhalte (siehe „Zur
Sache“), andere Richtung.

Schon am Tag zuvor hatte Partei-
chef Bernd Riexinger den Ton gesetzt
mit dem Furor eines gewerkschaftli-
chen Volkstribuns. Die SPD „krieche
zu Kreuze“ vor dem Einfluss der Rei-
chen. Die SPD „schlingert in der Bug-
welle von CDU und FDP umher“. Mar-
tin Schulz habe mit nur wenigen Auf-
tritten die Hoffnung von Millionen
Menschen auf einen Politikwechsel
erst geweckt – „und dann in kurzer
Zeit enttäuscht. … Kaum konkrete
Konzepte, wenig Mumm.“

Beifall. Geschlossenheit. Die Ab-
grenzung zum politischen Wettbe-
werber und die kompromisslose For-
mulierung eigener Positionen ist ein
starkes einigendes Band. Es lässt
kaum Raum für Zweifel. Aber es gibt
sie, natürlich, sie wurden in Hannover
elegant ausgeklammert. Zum Beispiel
bei der Frage: Wie hält es die Linke
mit dem Regierungswillen? In den
neuen Ländern ist die Partei pragma-
tisch. Auf Bundesebene ist das anders.
Da gilt insbesondere bei einigen
Westlinken Verweigerung und Sek-
tierertum als Ausweis von Politik.

Aber auf diesem Parteitag soll nicht
problematisiert werden. Die Partei
soll sich hinter dem Wahlprogramm
vereinen. Das tut sie in Geschlossen-
heit. Elegant umschifft einer wie
Dietmar Bartsch, die R-Frage. Regie-
ren? „Da können wir entspannt sein.“
Um diese Frage ginge es gar nicht.
„Wir sollten jetzt um ein starkes Er-
gebnis kämpfen. Um das andere kön-
nen wir später kämpfen.“ Regie-
rungskurs? Oppositionskurs? Ach,
was!, sagt Bartsch. Es ginge um den
Erfolgskurs. Der pfälzische Bundes-
tagsabgeordnete Alexander Ulrich
sagt: „Wir wollen SPD und Grüne trei-
ben, aber die Tür nicht zuschlagen.“
Zugleich macht er klar: Regierungs-
willen werde die Linke nur entwi-
ckeln, wenn sich die SPD bewege –
grundsätzlich bewege.

Ulrichs Ansage, die Partei wolle die
Tür nicht zuschlagen, hat einen Hin-
tergrund. Vor dem Parteitag in Han-
nover haben linke Großkopferte im
Geiste durchaus rot-rot-grüne Locke-
rungsübungen gemacht. Sie glaubten
bei SPD-Kanzlerkandidat Schulz er-
kannt zu haben, er wolle im Wahl-
kampf die Karte „soziale Gerechtig-
keit“ ausspielen. Im linken Sinne, ver-
steht sich. Doch dieser Glaube scheint
den Genossen ein Stück weit abhan-
dengekommen zu sein. Aber man
kann ja nicht wissen. Daher: Die Tür
nicht zuschlagen ...

Carsten Mayer (links) und Roland Frölich vom Kaiserslauterer Hohenstau-
fen-Gymnasium testen die neue Schul-Cloud, für die Schulen nur Ausgabege-
räte wie Laptop oder Tablet benötigen. FOTO: VIEW

Cloud ist das englische Wort für
Wolke. Das spielt darauf an, dass
Speicherplatz, Rechenleistung
oder Anwendungssoftware nicht
mehr auf dem eigenen Compu-
ter vorgehalten werden, sondern
scheinbar in einer Wolke. Tat-
sächlich werden die Daten in ex-
ternen Rechenzentren gespei-
chert. Über das Internet haben
die Nutzer dann Zugriff darauf.
Der Vorteil der Cloud ist, dass
den Anwendern im Prinzip im-
mer so viel Speicherplatz zur Ver-
fügung steht, wie sie gerade
brauchen. |snf
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Cloud

Sahra Wagenknecht hat die Gabe, Delegierte „besoffen“ zu reden: Die Spitzenkandidatin der Linken löste beim Parteitag in Hannover Jubel aus. FOTO: DPA

Dreieinhalb Monate vor der Bundes-
tagswahl im September hat die Linke
in Hannover ihr Wahlprogramm be-
schlossen. Nachstehend Auszüge aus
wichtigen Punkten:

Arbeit. Die Linke will den gesetzli-
chen Mindestlohn von derzeit 8,84
Euro pro Stunde auf zwölf Euro erhö-
hen. Die Partei schreibt in ihrem
Wahlprogramm ferner: „Im 21. Jahr-
hundert brauchen wir eine flexiblere
und kürzere Normalarbeitszeit, eine
kurze Vollzeit, die um die 30 Stun-
den-Woche kreist.“ Die Befristung
von Arbeitsverhältnissen soll stark
eingeschränkt und die Leiharbeit ab-
geschafft werden. Bei Teilzeit-, Mini-
oder Midi-Jobs soll ab dem ersten Eu-
ro Verdienst die Pflicht zur Sozialver-
sicherung gelten. Manager- und Vor-
standsgehälter dürfen das Zwanzigfa-
che des niedrigsten Gehalts in einem
Unternehmen nicht überschreiten.

Sozialsysteme. Das Hartz-IV-System
soll abgeschafft und stattdessen eine
Mindestsicherung von 1050 Euro im
Monat ohne Sanktions- und Kürz-
ungsmöglichkeit eingeführt werden.

Das Rentenniveau von derzeit gut

Zur Sache: Vermögen besteuern, Renten erhöhen, Nato auflösen
48 Prozent soll auf 53 Prozent ange-
hoben werden. Nach Berechnungen
der Linken würde das eine Durch-
schnittsrente um 130 Euro im Monat
erhöhen. Zudem fordert die Partei ei-
ne Mindestrente in Höhe von monat-
lich 1050 Euro. Das Renteneintrittsal-
ter wird ab dem 65. Lebensjahr er-
reicht oder nach 40 Beitragsjahren.

Im Gesundheitswesen plädieren
die Linken für eine „solidarische Ge-
sundheitsversicherung“, in der alle
Bürger – also auch Beamte oder
Selbstständige – einzahlen. Das heißt:
Der Privaten Krankenversicherung
würde weitgehend die Geschäfts-
grundlage entzogen. Beiträge in die
„solidarische Gesundheitsversiche-
rung“ sollen wieder zu gleichen Tei-
len von Arbeitnehmern und Arbeitge-
bern aufgebracht werden. Die Bei-
tragsbemessungsgrenze, die die Bei-
tragshöhe begrenzt und derzeit bei
4350 Euro im Monat liegt, wird abge-
schafft. Kapitaleinkünfte sollen zur
Finanzierung der Gesundheitsversi-
cherung herangezogen werden. Nach
Linken-Berechnung könnte so der
Kassenbeitrag von durchschnittlich
15,7 Prozent auf elf Prozent gesenkt
werden.

In der Pflege soll es eine Vollversi-
cherung geben, in die ebenfalls alle
Bürger einzahlen. Auch in diesem So-
zialsystem soll es keine Beitragsbe-
messungsgrenzen geben. Ferner soll
die Kasse alle Pflegeleistungen abde-
cken, was derzeit nicht der Fall ist. Für
Pflegekräfte soll ein Mindestlohn in
Höhe von 14,50 Euro gelten.

Steuern. Die Linke will untere und
mittlere Einkommen entlasten. Dem-
nach werde jeder entlastet, der mo-
natlich weniger als 7100 Euro ver-
dient (brutto, Steuerklasse 1). Ab
70.000 Euro zu versteuerndem Jah-
reseinkommen greift ein Steuersatz
von 53 Prozent. Wer mehr als jährlich
260.500 Euro hat, für den sollen 60
Prozent Einkommensteuer gelten.
Der Spitzensteuersatz von 75 Prozent
greift ab einem Jahreseinkommen
oberhalb einer Million Euro.

Ferner soll der steuerliche Grund-
freibetrag von derzeit 8820 Euro auf
12.600 Euro erhöht werden.

Vermögen ab einer Million Euro
sollen mit fünf Prozent besteuert
werden, wobei die erste Million da-
von ausgenommen ist. Betriebsnot-
wendiges Vermögen kann bis zu fünf

Millionen Euro freigestellt werden.
Auf diese Weise will die Linke 80 Mil-
liarden Euro einnehmen. Bei der Erb-
schaftssteuer sollen Schlupflöcher
geschlossen und fünf Milliarden Euro
eingenommen werden. Eine Finanz-
transaktionssteuer soll 30 Milliarden
bringen.

Einkommen aus Kapitalerträgen
sollen wie Einkommen aus Arbeit be-
handelt werden. Das heißt: Die der-
zeit gültige Abgeltungssteuer von 25
Prozent wird abgeschafft.

Sicherheitspolitik. Die Linke ver-
steht sich als Friedenspartei, plädiert
für Abrüstung, ein Verbot von Waf-
fenexporten sowie für eine Auflösung
der Nato. Allerdings ist die Haltung zu
Bundeswehreinsätzen im Ausland
zweischneidig. Es wird unterschie-
den zwischen „Auslandseinsätzen“
und „Kampfeinsätzen“. Im Programm
heißt es zunächst: „Die Bundeswehr
muss aus allen Auslandseinsätzen zu-
rückgezogen werden und darf nicht
in neue Auslandseinsätze entsandt
werden.“ Anderswo ist zu lesen: „Die
Linke wird sich nicht an einer Regie-
rung beteiligen, ... die ... Kampfeinsät-
ze im Ausland zulässt.“ |rod

Die Linken verlangen
einen grundsätzlichen
Politikwechsel.

Regierungswillen wird die
Linke nur entwickeln, wenn
sich die SPD bewegt.


